
-Fraktion Hennef · Postfach 11 23 · 53 758 Hennef 

 

CDU-Fraktion im Rat der Stadt Hennef 

Postfach 11 23 

53 758 Hennef 

E-Mail: cdu@hennef.de 

URL: http://www.hennefpartei.de 

 

Unser Fraktionsbüro: 

Frankfurter Straße 97 

Historisches Rathaus 

Zimmer 25, 1. Etage 

53 773 Hennef 

Tel.: (0 22 42) 888 - 297 oder - 295 

Fax: (0 22 42) 888 - 296 
 

 

 
An die 
Bürgerinitiative Kleinfeldchen 
z.H. Herrn David Wagner 
Iltisweg 13 
 
53773 Hennef  
 
 
 
 
  Hennef,  02.05.2014 
 
 
 
 
 
 
Sehr geehrter Herr Wagner, 
sehr geehrte Mitglieder der Bürgerinitiative Kleinfeldchen, 
 
im Namen der CDU Fraktion und im Namen von Frau Dr. Roos Schumacher und Herrn 
Mikolajczak darf ich mich ganz herzlich für Ihr Schreiben vom 31.3.2014 bedanken. Ihre 
Idee, die Fragen der Bürgerinitiative als Wahlprüfsteine zu formulieren, finden wir 
ausgesprochen gut. So haben nicht nur Sie als Vertreter der Initiative, sondern auch alle 
angeschriebenen Fraktionen im Rat der Stadt Hennef die Möglichkeit, Informationen 
sachgerecht und objektiv auszutauschen und in einen offenen Dialog zu treten. Diese 
Gelegenheit nehmen wir deshalb gern wahr, um unsere Positionen darzustellen und mit 
Ihnen zu diskutieren. 
 
Dabei ist es uns wichtig, Ihnen Ihre Fragen so ausführlich wie möglich zu beantworten und 
unsere Antworten durch entsprechende Nachweise, Anlagen und Dokumentationen 
nachvollziehbar zu machen. In der Reihenfolge der Antworten folgen wir Ihren Vorgaben: 
 
Zu Ihrer Frage a): „Der Bauausschuss hat in der Sitzung vom 20.2.2014 die Beauftragung 
des Ingenieurbüros für die Planung der Zubringerstraße zum geplanten Gewerbegebiet 
beschlossen. Wie stehen Sie zur Freigabe von Haushaltsmitteln beim derzeitigen 
Planungsstand ohne Prüfung von Alternativmöglichkeiten und der Aussage der Stadt, dass 
die Bürger sich noch in das Planungsverfahren einbringen können?“ 
 
Der Bauausschuss hat am 20.2.2014 die Beauftragung eines Ingenieurbüros zur Planung 
einer möglichen Erschließung in das Gebiet beschlossen. Hierzu gehören zudem die 
gesamte Entwässerungsplanung und sämtliche hieran anschließenden Planungsarbeiten. Es 
ist durchaus üblich, dass solche Planungsleistungen in einem so frühen Stadium vergeben 
werden, denn ohne eine Abwasserplanung, ohne fachliche Hinweise auf mögliche 
Straßenführungen, ohne die fachliche Beurteilung über das Ableiten von 
Niederschlagswasser, entweder über das Kanalsystem oder über alternative Versickerung 
auf den jeweiligen Grundstücken, kann eine sachgerechte Beurteilung in den 



 

Fachausschüssen nicht erfolgen. Dies gilt übrigens unabhängig von der Nutzung dieses 
Geländes. Diese Einschätzung teilen meines Wissens alle Fraktionen, denn sonst hätte 
dieser Beschluss im Bauausschuss nicht einstimmig erfolgen können. Ein solcher Beschluss 
bedeutet übrigens nicht, dass Alternativmöglichkeiten nicht mehr erörtert werden. Zudem 
können sich die Bürger selbstverständlich weiterhin in das Planungsverfahren einbringen 
und sich ebenfalls die Ergebnisse der Ingenieurleistungen für ihre Beurteilungen zu nutze 
machen. 
 
Zu Ihrer Frage b): „Losgelöst von der Planung zum „Kleinfeldchen“ - Welche konkreten 
Schritte werden Sie gegen die bereits jetzt angespannte, kritische Verkehrssituation im 
Bereich Kapellenstraße/Wingenshof“ und Kreuzungsbereich „Meiersheide“ unternehmen?“ 
 
Die schwierige Verkehrssituation in den genannten Knotenpunkten ist seit längerem Thema 
im Planungsausschuss. So ist festzuhalten, dass die Verkehrsprobleme insbesondere in den 
Morgenstunden auftreten. Das Zusammenfallen von Berufsverkehr, Schulbusverkehr und 
der all morgendliche “Eltern-Schüler-Bring-Verkehr“ genau an den genannten Knotenpunkten 
führt zu einer schwierigen Situation. Die Lösung liegt meines Erachtens in der Ertüchtigung 
und einer optimierten Ampelschaltung am Kreuzungsbereich Wingenshof / A 560. Hier fließt 
der Verkehr zu den genannten Stunden in einem nicht zufriedenstellenden Maße ab. Es 
wurden bereits Gespräche mit dem Landesbetrieb Straßenbau geführt; nur bisher ohne 
Ergebnis. Dieser Kreuzungsbereich liegt leider nicht in der Entscheidungsbefugnis der Stadt 
oder des Stadtrates. Ohne das Mitwirken des Landesbetriebes ist hier nichts zu erreichen. 
 
Trotzdem bleiben wir – wie bisher -  weiter am Ball. So hat die CDU Fraktion immer wieder 
mit Anträgen Prüfaufträge an die Verwaltung gegeben. Diese hatten und haben das Ziel, 
Verbesserungsmöglichkeiten zu eruieren, um den Verkehrsfluss zu verbessern. Einige 
Beispiele möchte ich hier gerne aufführen: 
 
Herr Mikolajczak hat im April 2013 den Antrag gestellt, die Linksabbiegerspur vom 
Wingenshof in Richtung A 560 zu verlängern. Bereits damals war es ersichtlich, dass der 
Rückstau der Linksabbieger den Geradeaus- und den Rechtsabbiegerverkehr behinderte. 
Mit der Verlängerung eben dieser Linksabbiegerspur sollte der Abfluss etwas verbessert 
werden. Es zeigte sich aber, dass diese simple Maßnahme vom Landesbetrieb nicht 
favorisiert wurde und bis heute nicht umgesetzt ist.  
 
Der Prüfauftrag von Frau Dr. Roos Schumacher, den „Eltern-Schüler-Bring und Holverkehr“ 
in der Meiersheide nur zu dieser Zeit auch über die Brücke Richtung Lise-Meitner-Straße 
abführen zu lassen, ist noch in Bearbeitung. Dies hätte möglicherweise den Vorteil, den 
Kreuzungsbereich Meiersheide/Wingenshof in den Morgenstunden zu entlasten. Dabei geht 
es keineswegs darum, regelmäßig Durchgangsverkehr in diese Richtung zu leiten, sondern 
vielmehr alle Optionen zur Verbesserung fachlich prüfen zu lassen.  Auch ein negatives 
Ergebnis ist in einem solchen Zusammenhang wichtig, weil es das Erfordernis 
entsprechender Maßnahmen an anderer Stelle noch deutlicher macht. Alternative 
Vorschläge wurden hier leider seit meiner Zeit als Vorsitzender des Planungsausschusses, 
und dies sind nunmehr 10 Jahre, noch nie als Antrag oder Anfrage von anderen Fraktionen 
formuliert. 
 



 

 

Inwiefern die starke Belastung an der Kapellenstraße/Wingenshof reduziert werden kann, 
wird sich meines Erachtens erst zeigen, wenn die Bahnunterführung an der Bröltalstraße 
umgesetzt ist. Wir erwarten dann eine deutliche Entlastung der Straßen in Geisbach, weil die 
Durchfahrt aus den östlichen Stadtteilen zur A 560 über die L 123, durch die neue 
Unterführung schneller und durchlässiger wird. Es ist uns natürlich bewusst, dass dies eine 
mittelfristige Überlegung ist.  
 
Das Verkehrsgutachten, das jetzt im Kontext des Kleinfeldchens im Planungsausschuss 
vorgelegen hat, zeigt eine Lösung auf, mit der man sich meines Erachtens vornehmlich 
beschäftigen sollte. Durch zwei Linksabbiegerspuren an der Zufahrt zur A 560, durch eine 
Rotphase für den entgegenkommenden Verkehr aus dem Siegtal und einer optimierten 
Ampelschaltung können deutlich mehr Fahrzeuge am Morgen nach links auf die Autobahn 
fahren. Die Simulationen und Berechnungen des Verkehrsplaners machen klar, dass sich 
dadurch die schwierige Verkehrssituation in den Morgenstunden bis hin zur Einfahrt 
Kapellenstraße spürbar verbessert. Diese Variante kann also auch schon kurzfristig zu 
einem guten Ergebnis führen, weshalb es mir ratsam erscheint, diesen Weg mit dem 
Landesbetrieb Straßenbau vordringlich zu besprechen. 
 
Ich habe dieser Antwort die Anträge von Herrn Mikolajczak und Frau Dr. Roos Schumacher 
beigefügt. (Anlage 1 a und 1 b) 
 
Bei den nachfolgenden Fragen gehen Sie von einer möglichen Realisierung eines 
Gewerbegebietes im Bereich „Kleinfeldchen“ aus. Auf diese Fragen gehen wir im Folgenden 
ein. 
 
Zu Ihrer Frage 1: „Welche Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Reduzierung der zu 
erwartenden Lärm- und Geruchsbelästigung für das anliegende Wohngebiet werden Sie 
vorschlagen und unterstützen?“ 
 
Sollte, wie von Ihnen formuliert, eine Mehrheit für ein Gewerbegebiet stimmen, so sind im 
gesamten Planungsverfahren sämtliche rechtlich notwendigen Schritte umzusetzen. Es sind 
zum Beispiel ein Lärmschutzgutachten und ein Umweltbericht zu erarbeiten. Diese sind 
Bestandteil des gesamten Verfahrens und deren Ergebnisse sind auf jeden Fall zu 
berücksichtigen. Es ist sicher zu stellen, dass durch aktive Maßnahmen die 
Lärmimmissionen so weit als möglich reduziert würden. Durch begrünte Lärmschutzwälle 
oder ähnliches sind die Immissionen zu reduzieren. Welche Beschränkungen und 
Maßnahmen notwendig würden, wird ebenfalls in den Fachgutachten aufgezeigt und dies 
geht in die Beratung ein. Solche Maßnahmen könnten als ein Nebeneffekt auch durchaus 
dazu führen, dass der Verkehrslärm von der B 8 reduziert würde. Wichtig erscheint uns aber 
auch ein Sichtschutz. Der Antrag von Frau Dr. Roos-Schumacher in der Sitzung des 
Planungsausschusses, dass bei der weiteren Diskussion über eine mögliche gewerbliche 
Nutzung des „Kleinfeldchen“ die angedachte Fläche klar definiert und nicht weiter 
ausgeweitet werden kann, sorgt dafür, dass die Fachgutachter klare Vorgaben für Ihre 
Arbeiten erhalten und eine Verlässlichkeit auch für die Zukunft gegeben ist. Daneben hat 
Frau Dr. Roos-Schumacher beantragt, dass der gesamte südliche Wohnbereich, stärker als 
bisher in sämtliche Betrachtungen mit einbezogen wird. Diese Anträge wurden mehrheitlich 
von den Mitgliedern des Planungsausschusses auf den Weg gebracht (s. Anlage 2 – 



 

Protokollauszüge aus den Sitzungen des Planungsausschusses vom 18.12.2013 und 
18.2.2014). Anträge anderer Fraktionen liegen auch hier im Übrigen bislang nicht vor. 
 
Diese Maßnahmen zur Reduzierung der möglichen Lärm- und Geruchsbelästigungen gelten 
übrigens nicht nur für ein mögliches Gewerbegebiet, sondern auch für jegliche alternative 
Nutzungen, die gegebenenfalls eine deutlich höhere Lärmbelastung hervorrufen würden. 
 
Zu Ihrer Frage 2: „In dem Verkehrsgutachten wird von einer täglichen Erhöhung des 
Verkehrsaufkommens von mehr als 4.000 Fahrten (2 x 2.000 Fahrzeuge) ausgegangen. Wie 
bewerten Sie die Nachvollziehbarkeit der prognostizierten Verbesserung der 
Verkehrssituation, trotz der drastischen Verkehrszunahme?“ 
 
Zunächst einmal möchte ich darauf hinweisen, dass das Verkehrsgutachten von 3.600 
Fahrzeugen täglich ausgeht. Mir persönlich erscheinen diese Zahlen recht hoch, vor allem 
wenn man weiß, dass zum Beispiel durch Uckerath täglich zwischen 16.000 und 20.000 
Fahrzeugen fahren und dieses kleine Gewerbegebiet mit einer zur Zeit geplanten 
Rettungswache und einigen Gewerbetreibenden knapp ein Viertel dieser 
Fahrzeugbewegungen auslösen soll. 
 
Laut Aussage des Verkehrsgutachters ist er von möglichen Maximalbelastungen 
ausgegangen. Diese  Daten werden als Basis für die weitere Beurteilung einer Entwicklung 
im Kleinfeldchen herangezogen. Der Verkehrsgutachter kommt mit von ihm genannten und 
eingeplanten Optimierungen zu einer Verbesserung der Verkehrssituation. Dies erscheint mir 
durchaus plausibel. Allein die bereits zuvor von mir dargestellte Erstellung von zwei 
Linksabbiegespuren unter Berücksichtigung einer gleichzeitigen Rotphase des 
Geradeausverkehrs aus dem Siegtal wird dazu führen, dass zeitgleich mehr als doppelt so 
viele Fahrzeuge auf die A 560 fahren können. Der Rückstau auch in die Kapellenstraße wird 
sich deutlich reduzieren. Diese Verkehrsplanungen müssen schon plausibel und 
verkehrstechnisch nachvollziehbar sein, sonst würde der Landesbetrieb Straßenbau 
sämtliche Maßnahmen an der Kreuzung Wingenshof /A 560 verwerfen. 
 
Zudem ist darauf hinzuweisen, dass jegliche alternative Nutzung, und auf diese komme ich 
unter Punkt 7 Ihrer Fragen, ebenfalls Verkehr in das Gebiet „Kleinfeldchen“ führen wird. 
Diese Nutzungen wären dann wie das mögliche Gewerbegebiet auch verkehrstechnisch zu 
untersuchen. Dies gilt es dann auch im Blick zu behalten. 
 
Das Verkehrsgutachten sende ich Ihnen auf Wunsch gern als Email zu. 
 
Zu Ihrer Frage 3: „Welche Maßnahmen zur Schulwegsicherung schlagen Sie vor und werden 
Sie unterstützen?“ 
 
Die Schulwegsicherung ist für uns ein sehr wichtiges Thema und genießt höchste Priorität. 
Auf der Südseite der Straße zum Wingenshof ist ein kompletter Gehweg errichtet. Ab dem 
Kreuzungspunkt Meiersheide wurde ein beidseitiger breiter Gehweg errichtet. Die 
angrenzenden Wohnbereiche befinden sich in einer Tempo-30-Zone. Auch hier gibt es 
beidseitige Gehwege. 
 



 

 

Augenmerk ist zweifelsohne zur richten auf die Überquerung der Straße Wingenshof durch 
die Schulkinder. Hier wurde im Kreuzungsbereich Kapellenstraße/Meiersheide eine breite 
Verkehrsinsel als Querungshilfe eingebaut und es gilt eine Temporeduzierung auf 30 km/h in 
den Schulzeiten. Diese Lösung hat sich bewährt. Es finden regelmäßig 
Geschwindigkeitskontrollen durch die Polizei statt. Es liegen von dort keine Erkenntnisse vor, 
die weiteren Handlungsbedarf ergeben. Ob die neue Ampelanlage an der Einmündung zum 
Gewerbegebiet dann auch für Fußgänger ausgelegt sein soll, wird noch zu überprüfen sein. 
Zudem sind wir an Ihren konkreten Anregungen zur weiteren Verbesserung sehr interessiert 
und diskutieren die entsprechende Umsetzbarkeit mit der Stadtverwaltung. 
 
Zu Ihrer Frage 4: „Wie stehen Sie zu einer alternativen Anbindung des „Gewerbegebietes 
Kleinfeldchen“ über die B 8 im Bereich Hossenberg und/oder Petershohn?“ 
 
Eine Anbindung eines möglichen Gewerbegebietes an die B8 im Bereich Hossenberg halten 
wir für eine  mögliche Alternative. Diese wurde bereits zu Beginn der gesamten Diskussion 
von Frau Dr. Roos Schumacher und Herrn Mikolajczak vorgeschlagen. Allerdings teilte uns 
das Planungsamt der Stadt mit, dass eine Anbindung unmittelbar an die B 8 durch den 
Landesbetrieb Straßenbau abgelehnt wird. Trotzdem haben wir im Planungsausschuss 
einstimmig beschlossen, dass hier die Verwaltung nochmals mit dem Landesbetrieb in 
Verhandlungen treten soll. 
 
Eine Anbindung an den bereits bestehenden Kreuzungspunkt Petershohn wird von Seiten 
der CDU ebenfalls als eine Alternative erachtet. Auch mit der Prüfung dieser Möglichkeit 
wurde der Straßenplaner beauftragt. Hier gilt es abzuwarten, inwiefern eine solche 
Anbindung möglich ist und von Seiten des Landesbetriebes genehmigt wird. Wenn dies 
jedoch zu einer Erweiterung des Gewerbegebiets führen sollte, weil die Erstellung von 
Infrastruktur inmitten von Feldern unwirtschaftlich ist, werden wir dies nicht unterstützen 
können. Sobald wir hier weitere Informationen erhalten, stellen wir Ihnen diese gerne 
unmittelbar zur Verfügung. 
 
Zu Ihrer Frage 5: „In dem Verkehrsgutachten wird bereits auf die mögliche Einrichtung einer 
Noterschließung und Anbindung des Gewerbegebiets an die Kapellenstraße/den Hohlweg 
hingewiesen.“ 
 
Eine Noterschließung über den Hohlweg oder anderer Ortsstraßen in der Geisbach wird es 
mit der CDU Fraktion nicht geben. 
 
Zu Ihrer Frage 5a: „Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag hinsichtlich der fehlenden 
Bürgersteige bei einer Fahrbahnbreite von nur 3,20 Meter am Hohlweg und der damit 
verbundenen Gefährdung von /Schul)Kindern und dem nicht möglichen 
Begegnungsverkehr?“ 
 
Wie bereits ausgeführt, lehnt die CDU Fraktion eine solche Verkehrsführung als unrealistisch 
ab. In der Vergangenheit hat insbesondere Frau Dr. Roos-Schumacher dafür Sorge 
getragen, dass ein Durchgangsverkehr an dieser Stelle nicht realisiert wurde und regelmäßig 
Maßnahmen initiiert, die die Frequenzen und das Tempo des dortigen Verkehrs 
kontrollierten. Dies werden wir nicht aufgeben. 
 



 

Zu Ihrer Frage 5b: „Wie bewerten Sie diese zusätzliche Erschließung hinsichtlich der 
Verkehrssituation und des Verkehrsflusses, vor allem in Hinblick auf eine Möglichkeit einer 
weiteren Ausweichstrecke für den Verkehr aus dem Hanftal in Richtung Autobahn?“ 
 
Dies ist ein weiterer Grund, weshalb diese Erschließung von uns nicht gewünscht und 
unterstützt wird. 
 
Zu ihre Frage 6: „Sollte eine Anbindung des Bereichs „Kleinfeldchen“ über die B 8 nicht 
möglich sein - für wie sinnvoll und zielführend erachten Sie die Ansiedlung eines 
Gewerbegebiets unter diesen Voraussetzungen?“ 
 
Sollte eine Anbindung des Gebietes „Kleinfeldchen“ nicht über die B 8 (Knotenpunkt 
Petershohn) möglich sein, so kann dieses folgerichtig für eine Nutzung als 
Sondergebietsfläche oder als Gewerbegebiet nur über die vom Verkehrsplaner vorgestellte 
Alternative funktionieren. Dabei gilt aber die Bedingung, dass die vom Verkehrsplaner 
aufgezeigten Maßnahmen umgesetzt und die beschriebenen Verbesserungen trotz einer 
Zunahme des Verkehrs tatsächlich eintreten werden. Dies ist im nächsten 
Planungsausschuss vom Verkehrsplaner nochmals persönlich zu darzustellen. Dass der 
Verkehrsplaner persönlich an der Sitzung teilnehmen wird, ist zum einen so beschlossen und 
zum anderen von mir als Vorsitzenden so festgeschrieben worden. Er hat zudem von mir mit 
auf den Weg bekommen, dass die alternative Anbindung über den Knotenpunkt Petershohn 
in seinen Darstellungen zu würdigen ist. 
 
 
Zu ihre Frage 7: „Wie sehen Ihre alternativen Nutzungskonzepte zur Nutzung des Bereiches 
„Kleinfeldchen“ aus?“ 
 
Grundsätzlich war das gesamte Gebiet bereits seit vielen Jahren als Sondergebietsfläche für 
„Verwaltungs-, kulturelle, Bildungs-, soziale Zwecke, Schwimmbad“ festgesetzt. Dazu ist es 
bislang nicht gekommen, weil zunächst Wohnquartiere wie der „Siegbogen“ und zuvor der 
Bereich „Futterstück“ umgesetzt wurden. Zum letzteren Bereich gehören auch die 
Wohnstraßen Iltisweg, Marderweg, Otterweg, Igelweg etc.  
 
Vor ungefähr zwei Jahren hat der Rat einstimmig die Überarbeitung des mittlerweile mehr als 
20 Jahre alten Flächennutzungsplans (FNP) beschlossen. Neben anderen Themen wurden 
im Rahmen der FNP-Änderung unter anderen Gutachten zum  Planungsschwerpunkt 
„Gewerbe“ erstellt. Die Fachleute kamen zum Ergebnis, dass die Stadt Hennef einen 
weiteren Bedarf an Gewerbegebietsflächen von rund 24 ha hat. Diese Ergebnisse wurden 
den Vertretern der Fraktionen vorgestellt und von diesen zustimmend zur Kenntnis 
genommen. Im Rahmen dieser Entwicklung stellte sich die Frage, ob die Fläche 
„Kleinfeldchen“ nicht auch als Gewerbegebietsfläche ausgewiesen werden kann. 
 
In der Stellungnahme des BUND wird darauf hingewiesen, dass eine Ausweisung als 
Gewerbegebietsfläche an dieser Stelle besser geeignet sei, als zum Beispiel hinter  
Uckerath. Es wird sogar eine Konzentration dort empfohlen, ggf. in Kooperation mit anderen 
Kommunen, um Bereiche hinter Uckerath wegen der fehlenden Ortsumgehung nicht zu 
beplanen. Auch dies könnte dazu führen, dass eine deutliche Erweiterung des 



 

 

Gewerbegebiets im Kleinfeldchen anvisiert würde. Dies wünschen wir ausdrücklich nicht. 
Das Schreiben des BUND haben wir diesem Schreiben beigefügt. (Anlage 3) 
 
Es besteht unabhängig von einer Entwicklung des Bereiches Kleinfeldchen als 
Gewerbegebiet allerdings immer noch der Grundsatzbeschluss, dass die Stadtverwaltung 
einen privaten Investor für ein Freizeitbad/Fun-Bad etc. suchen soll. Dies unterstützen wir als 
CDU Hennef uneingeschränkt: Ein Freizeitbad in Hennef wäre wunderbar. Deshalb werden 
wir einen Investor nach Kräften unterstützen. Denn: Die Realisierung eines Schwimmbads ist 
nur möglich mit Hilfe eines privaten Investors. In anderen Kommunen zeigt sich aber auch, 
dass es in vergleichbaren Fällen nur zur Umsetzung kommt, wenn eine hohe wirtschaftliche 
Attraktivität gegeben ist. Diese wird regelmäßig bestimmt durch die Vielfalt des 
Kernangebots und eines umsatzstarken Ergänzungsangebots. So wird neben einem großen 
Außenbereich mit Liegeweise, Spielwiese, Beachballfeld, Außenpools, Funpools, 
Sprungtürmen, Spaßrutschen, Sauna- und Wellnessbetrieb usw. ein großes Hallenbad 
erforderlich. Auch hier gelten die gleichen Rahmenbedingungen wie für die Außenanlage. Es 
muss attraktiv sein, es muss vielfältig sein, es muss groß sein. Zudem sollte ein Becken für 
das Schulschwimmen vorhanden sein. Vom unmittelbaren Umfeld wird ebenfalls erwartet, 
dass Badegäste zugeführt werden, z. B. durch ein Hotel entsprechender Größenordnung. 
Neben dem Hotelbetrieb werden Schulungs- und Konferenzräume angeboten werden 
müssen. Dazu gehört auch ein attraktives Restaurant, in dem nicht nur die Hotel und 
Schulungsgäste speisen können, sondern auch alle Menschen aus Hennef und Umgebung 
gern gesehene Gäste wären. 
 
Ob in diesem Fall Verkehr und Emissionen aller Art geringer wären als beim Gewerbegebiet 
in der jetzt geplanten Größenordnung, darf durchaus bezweifelt werden. 
 
Zu Ihrer Frage 8: „Schon zum jetzigen Zeitpunkt besteht eine Hochwasserproblematik für 
den Hanfbach und den Höhnerbach. Wie bewerten Sie unter diesem Aspekt die Ansiedlung 
eines Gewerbegebiets, die damit verbundene Oberflächenversiegelung und der erheblichen 
Zunahme von Oberflächenwasser?“ 
 
Eine Hochwasserproblematik von Hanfbach und Höhnerbach wurde bereits im Rahmen der 
Bürgerinformation zur Ertüchtigung des Höhnerbachs im Herbst 2013 öffentlich diskutiert. In 
dieser Veranstaltung hat Frau Dr. Roos-Schumacher durch Nachfrage den Zusammenhang 
auch zur Planung des Gewerbegebiets hergestellt und sehr deutlich gemacht, dass jegliche 
weitere Entwicklung oberhalb des Hanfbaches, also auch im Bereich „Kleinfeldchen“ nur 
möglich sein wird, wenn eine mögliche Hochwassergefährdung der beiden genannten 
Gewässer nicht gegeben ist. Die Verwaltung stellte fest, dass bei Erstellung einer 
Regenwasserrückhaltung im Plangebiet Kleinfeldchen sowie der Ertüchtigung des 
Höhnerbachs keine negativen Auswirkungen auf Höhner- und Hanfbach gegeben sind. Das 
Protokoll dieser Sitzung füge ich ebenfalls als Anlage bei. (Anlage 4) 
 
Die genauen Berechnungen und Planungen werden im Verlauf des weiteren Planverfahrens 
durch die Stadtverwaltung vorgelegt und auch von politischer Seite beurteilt werden müssen. 
 
Daneben hat der Planungsausschuss, und hier ausdrücklich alle Fraktionen, mich als 
Vorsitzenden gebeten, dafür Sorge zu tragen, dass in einer der nächsten Sitzungen des 
zuständigen Bauausschusses das Thema Versiegelung von großen Flächen aufgegriffen 



 

wird. Es soll eine grundsätzliche Diskussion nebst alternativen Handlungsmöglichkeiten 
geführt werden. Ich habe als Vorsitzender des Planungsausschusses unseren Bürgermeister 
angeschrieben und diesen Wunsch nochmals formuliert.  
 
Ziel ist es, das Niederschlagswasser, wenn möglich, auf dem eigenen Grundstück versickern 
zu lassen. Hier sind neben den rechtlichen Grundlagen auch die technischen 
Voraussetzungen zu erläutern. Soweit möglich sind diese Alternativen auch in 
entsprechende Planungen aufzunehmen. Im Bereich „Kleinfeldchen“ wird diese Diskussion 
ebenfalls geführt. Auch hier sind sich die CDU Fraktion und unser Bürgermeister einig. 
 
Dies gilt übrigens nicht nur für ein mögliches Gewerbegebiet, sondern für jegliche 
alternativen Nutzungen. 
 
Zu Ihrer Frage 9: „ Schon zum jetzigen Zeitpunkt ist die Kapazität der Abwasserkanäle 
nahezu ausgelastet. Wie bewerten Sie unter diesem Aspekt die Anbindung des 
Gewerbegebiets an das bestehende Kanalisationsnetz?“ 
 
Die Kapazität des Kanalnetzes ist für eine solche Anbindung ausgelegt und berücksichtigt 
diese. Das es einmal zu einer Nutzung des Gebietes „Kleinfeldchen“ kommen würde, war ja 
so geplant. Dies wurde mir von unseren Stadtbetrieben ausdrücklich auf Nachfrage 
nochmals bestätigt. Ebenso wurde bereits die Entwicklung des Wohnbereiches „Futterstück“ 
mit Ihren Häusern und Wohnungen bei der Kanalplanung berücksichtigt. Im Übrigen gilt hier 
wie auch schon bei der Antwort zu Frage 8: Die genauen Berechnungen und Planungen 
werden im Verlauf des weiteren Planverfahrens durch die Stadtverwaltung vorgelegt  und 
auch von politischer Seite beurteilt werden müssen. 
 
Sehr geehrter Herr Wagner, sehr geehrte Mitglieder der Bürgerinitiative, ich hoffe, dass ich 
Ihnen in ausreichendem Maße Auskunft erteilt habe. Ich würde es als sehr begrüßenswert 
halten, wenn wir als CDU Fraktion und auch die direkt gewählten Ratsvertreter Frau Dr. 
Roos-Schumacher und Herr Mikolajczak gemeinsam mit Ihnen einen intensiveren 
Meinungsaustausch realisieren könnten. Wir stehen dafür gerne zur Verfügung, so wie Frau 
Dr. Roos-Schumacher dies Ihren Vertreterinnen spontan bereits angeboten hat, als sie bei 
Ihrer Unterschriftensammlung bei ihr vorsprachen.  
 
Ich wünsche Ihnen und Ihrer Bürgerinitiative alles Gute und freue mich auf Ihre 
Rückmeldung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 Ralf Offergeld                    Dr. Hedi Roos-Schumacher                     Dirk Mikolajczak 
 Fraktionsvorsitzender                  stellvertretende Fraktionsvorsitzende                            Ratsmitglied 
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